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Bedarf unter den strengen Voraussetzungen des § 25 
nur zu, wenn diese nach dem Inkrafttreten der An­
forderungsverordnung eingetreten sind. Die in § 10 
Abs. 2 der 2. Durchführungsanordnung dargelegten 
Voraussetzungen der Anforderung von Wohnungsaus­
stattung und ähnlichem Bedarf dürften als Grundlinien 
der Anwendung des § 25 überhaupt gelten.

Besondere Wichtigkeit hat der im § 1 Abs. 2 der 
Durchführungsanordnung ausgesprochene Gedanke, daß 
Anforderungen gegen Verwaltungsstellen und volks­
eigene Betriebe unzulässig sind. Der planmäßige Ein­
satz der volkseigenen Produktionsinstrumente und der 
Verwaltungsmiittel ist Sache der Wirtschaftsverwal­
tung. Ihre Autorität kann gegenüber den unteren Ver­
waltungsorganen das volkswirtschaftlich Gebotene 
zweifellos auch ohne Anforderungsbescheide durch­
setzen. Jede Entfremdung der Anforderungsverord­
nung von ihrem eigentlichen Zweck, wie etwa die An­
forderung eines Reichsgerichtsrätekommentars durch 
einen Landrat bei einer ihm unterstellten Gemeinde, 
schädigt nur das Ansehen unserer demokratischen Ver­
waltung. Wo die Durchsetzung berechtigter Wünsche 
gegenüber Verwaltungen etwa auf den Einwand des 
Selbstverwaltungsrechts der Kreise und Gemeinden 
stoßen sollte, wird bei einigem Verständnis eine Ver­
einbarung immer zu erreichen sein.

Nochmals:
Zur Praxis der Hausratsverordnung

Von Amtsrichter Dr. Michaelis, Rathenow

Rademacher hat in seinem Aufsatz (NJ 48, 218) als 
Praktiker die hauptsächlichsten Fragen besprochen, die 
sich aus der Hausratsverordnung ergeben. Im allge­
meinen wird man seinen Ansichten voll zustimmen 
können. Eine Frage aber, und zwar eigentlich die erste 
und grundlegende, ist von ihm gar nicht berührt wor­
den, nämlich die Frage: was ist unter dem Begriff des 
„Hausrats“ überhaupt zu verstehen — welche Gegen­
stände fallen unter diese Bezeichnung und welche 
nicht? Die Klärung dieser Frage erscheint aber um so 
notwendiger, als die Praxis zeigt, daß hierüber keines­
wegs Klarheit herrscht. In den Anträgen auf Teilung 
des Hausrats wird — auch durch Anwälte — häufig 
die Zuweisung von Gegenständen begehrt, die zweifel­
los nicht zum „Hausrat“ gehören, wie z. B. Bank- oder 
Sparguthaben, Schmucksachen, Kleidungsstücke usw.

Die HaustratsVO selbst gibt keine Definition des 
Begriffs „Hausrat“. Sie spricht in ihrem § 1 nur da­
von, wer „die Wohnungseinrichtung und den s o n ­
s t i g e n  Hausrat“ erhalten soll. Damit ist zunächst 
durch das Wort „sonstigen“ klargestellt, daß zum 
Hausrat in erster Linie die Wohnungseinrichtung ge­
hört, wie dies auch dem allgemeinen Sprachgebrauch 
entspricht. Es ist aber nicht gesagt, was unter dem 
„sonstigen Hausrat“ zu verstehen ist. Auch den Amt­
lichen Erläuterungen zur HausratsVO (DJ 44, 278) ist 
in dieser Hinsicht wenig zu entnehmen. Immerhin ist 
dort aber wenigstens gesagt, daß dazu Rundfunkgerät, 
Wandschmuck u. ä. gehören, dagegen in der Regel 
n i c h t  Kunstwerke, wie kostbare echte Gemälde und 
wertvolle Plastiken, Sammlungen aller Art, ausge­
sprochene Luxusgegenstände und die zum persönlichen 
Gebrauch eines Ehegatten bestimmten Sachen. Bei 
derartigen Sachen — abgesehen von den persönlichen 
Gebrauchsgegenständen wie Kleidung, Leibwäsche, 
Schmuck usw. — wird also die Frage, was als zum 
Hausrat gehörend anzusehen ist, nach der besonderen 
Lagerung des Einzelfalles zu entscheiden sein. M. E. 
ist es durchaus denkbar und gerechtfertigt, daß man 
beispielsweise bei Parteien, die eine kostbare Woh­
nungseinrichtung mit nur echten Gemälden hatten, auch 
diese Gemälde zum „Hausrat“ rechnet, denn sie bil­
deten ja in d i e s e m  Haushalt den allgemeinen Wand­
schmuck. In der Regel aber werden, wie die Amtlichen 
Erläuterungen richtig sagen, derartige Gegenstände 
nicht zum Hausrat gehören.

Gewisse Anhaltspunkte für die Begriffsbestimmung 
des Hausrats lassen sich auch aus dem BGB gewinnen, 
das mehrfach von „Sachen des gemeinschaftlichen 
Haushalts“ u. ä. spricht (§§ 1361, 1382, 1620, 1640, 1932,

1969, 2169), was sich teilweise mit dem Begriff des 
Hausrats deckt. Dabei ergeben sich allerdings Unter­
schiede je nach dem Zweck der einzelnen Vorschrift. 
So geht z. B. der Umfang der unter § 1361 Abs. 1 Satz 2 
fallenden Gegenstände erheblich über den der unter 
die HaustratsVO fallenden hinaus. Im allgemeinen 
wird man sagen können, daß zum Hausrat im Sinne 
der VO vom 21.10.1944 alle Gegenstände gehören, 
die der Einrichtung, Führung und Erhaltung eines ge­
meinschaftlichen Haushalts (Hausstandes) dienen, also 
außer der Wohnungseinrichtung auch Wäsche (außer 
Leibwäsche), Geschirr, Bestecks, Küchengeräte, Vor­
räte an Lebensmitteln und Brennmaterial, im allge­
meinen auch an Genußmitteln wie Wein (a. M. RGRK 
Anm. 2 zu § 1382 BGB), Radiogerät, Flügel oder Kla­
vier (sofern nicht „Berufsmittel“ eines Musikers oder 
dergl.) usw. Alles das aber, was nicht der Führung 
des g e m e i n s a m e n  Haushalts diente, ist regel­
mäßig auch kein Hausrat im Sinne der 6. DVO zum 
Ehegesetz. Über die Verteilung solcher Sachen hat der 
Richter also nicht zu entscheiden, ihr Schicksal richtet 
sich nach dem Eigentumsrecht des einen oder anderen 
Ehegatten an ihnen, das notfalls im ordentlichen Pro­
zeß geklärt werden muß, es sei denn, daß die früheren 
Ehegatten sich über den Verbleib solcher Sachen eini­
gen und diese Einigung in einen gerichtlichen Vergleich 
im Verfahren nach der HausratsVO auf nehmen. Nur 
in diesem letzteren Falle also können solche nicht zum 
Hausrat gehörenden Sachen im Hausrats-Teilungsver­
fahren überhaupt eine Rolle spielen. E n t s c h e i d e n  
darf der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit über 
sie in diesem Verfahren n i c h t ,  und demgemäß ist 
auch ein entsprechender Antrag auf eine solche Ent­
scheidung unzulässig und zurückzuweisen1).

Damit kommen wir zugleich zur Frage des Um­
fangs eines Verfahrens nach der HausratsVO, die Rade­
macher a. a. O. Ziff. V erörtert. Hier vermag ich ihm 
nicht ganz zuzustimmen. Unbedingt richtig erscheint mir 
seine Ansicht, daß sich der Richter — losgelöst von den 
Anträgen der Beteiligten — einen Überblick über den 
gesamten Hausrat verschaffen muß, der während der 
Ehe bzw. im Zeitpunkt der Scheidung vorhanden war. 
Denn sonst kann er schwerlich zu einer gerechten Ent­
scheidung bei der Verteilung der einzelnen Sachen 
kommen. Die Entscheidung selbst aber darf m. E. nur 
diejenigen Sachen erfassen, für die eine Regelung 
beantragt ist. In § 1 Abs. 1 der HausratsVO heißt es 
ausdrücklich, daß der Richter die Rechtsverhältnisse 
an der Wohnung und am Hausrat „auf Antrag“ regelt. 
Maßgebend für die Begrenzung des Umfangs der Ent­
scheidung sind also die Anträge. Geht die Entschei­
dung über diese hinaus und verteilt den ganzen Haus­
rat, wo nur für einzelne Teile eine Regelung beantragt 
war, so würde das gegen den allgemeinen Rechts­
grundsatz verstoßen, daß niemandem mehr oder an­
deres zugesprochen werden darf als er selbst haben 
will (vgl. z. B. für den Zivilprozeß § 308 ZPO). Die 
gegenteilige Ansicht Rademachers läßt sich m. E. auch 
nicht aus dem Ermittlungsprinzip des § 12 FGG her­
leiten. Denn diese Vorschrift soll dem Richter ledig­
lich die Möglichkeit geben, sich die für die beantragte 
Entscheidung notwendigen Unterlagen von sich aus, 
d. h. von Amts wegen zu beschaffen. Gegen die An­
sicht Rademachers spricht auch, daß für die Rege­
lung der Rechtsverhältnisse am Hausrat ja in erster 
Linie der Wille der beteiligten Ehegatten, ihre Eini­
gung über diese Regelung, maßgebend ist und eine 
gerichtliche Entscheidung nur dann und nur insoweit 
erfolgen soll, als eine Einigung nicht erzielt wurde.

Die hier vertretene Auffassung besagt natürlich 
nicht, daß der Richter nun sozusagen mit geschlossenen 
Augen an den von den Anträgen nicht erfaßten 
Gegenständen Vorbeigehen soll, vor allem dann nicht, 
wenn er merkt, daß eine wirkliche Einigung zwischen 
den Beteiligten insoweit doch noch nicht vorliegt. Er i)

i) Zu berücksichtigen ist jedoch in diesem Zusammenhang die 
VO der DJV, betreffend die Übertragung von familienrechtlichen 
Streitigkeiten in die Zuständigkeit der Amtsgerichte vom 21. 12. 
1948 (ZVOB1. 1948, 588), wonach ab 1.7.1949 die Zuständigkeit 
für Ehesachen und die mit ihnen zusammenhängenden ver­
mögensrechtlichen Streitigkeiten auf die Amtsgerichte über­
tragen wird und in e i n e m  Verfahren gleichzeitig über die 
Scheidung und a l l e  damit zusammenhängenden vermögens­
rechtlichen Fragen entschieden werden kann. (Vgl. dazu auch 
N a t h a n  in NJ 1949, S. 27 ff.). D. Red.
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